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O Sumpfe ſteckenbleiben; und das wäre innen
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Stagnation.
Wir befinden uns in einem Zuſtande der Stagnation.

Es kann dies die Ruhe vor dem Sturme, der irgend eine
wirkliche Klärung bringt, ſein. Wir können aber auch im

wie außen
politiſch höchſt bedenklich. Wie iſt die augenblickliche Lage,
und was haben wir zu erwarten

Die deutſchnationale Parteileitung hat ſich erneut
ſcharf gegen Locarno ausgeſprochen; hiernach iſt ein Zurück
ſelbſt für dieſe Partei nicht mehr gut denkbar. D. h.
wohl verſtanden für die heutige Deutſchnationale
Partei als Ganzes! Sehr wohl möglich aber wäre

eine Spaltungauf ihrem bevorſtehenden Parteitage.

Der deutſchnationale Abgeordnete Dr. Quaag z
der Enkel des Erbauers der Berliner Syn a
goge! war ſoeben Fürſprecher für einen t i-
ſchen Kampfblock der geſchloſſenen natio-
nalen Oppoſition“. Der Block ſcheint aber bereits
bedenklich zu wanken, denn Herr Quaatz erklärte: Wenn
ich mich geirrt habe, und wenn die Loyalität der Gegner
wirklich ſo ſichtbar in die Erſcheinung tritt, wie Dr. Luther
es hofft, ſo bin ich der erſte, der da zu wät,

Locarno zu unterſchreiben.
Die Löſung der Kriſe iſt nur auf zwei Wegen möglich: ent
weder Dr. Luthers Hoffnungen bewahrheiten ſich, dann

werden wir alle von rechts und links Lo
darno annehmen. Oder aber dieſe Hoffnungen tref
fen nicht ein, dann tritt der Kanzler zurück, und der
Reichspräſident muß entſcheiden Von den Rückwir
kungen haben alle Parteien die Annahme des Ver
trages abhängig gemacht; warum ſind die Deutſchnationa
len dann ausgetreten?

Es macht in der Tat den Anſchein, als ob vom gemä
ßigten Flügel heftig Sturm gegen den unzeitgemäßen
Parteibeſchluß gelaufen werde. Die „Anentwegten“ wür
den ſich für den Fall einer Spaltung wohl zu den Völkiſchen
ſchlagen und in nationaler Geſinnung machen; ſchon ruft
die „D. Z. zur Sammlung gegen Locarno
auf. Sie meint, die D. V. ſcheine ſich nicht mehr zur
nationalvaterländiſchen Bewegung zu bekennen Leider
vergißt, wie das „B. T.“ ſehr richtig bemerkt, das Blatt,
daßauch der Reichspräſident von Hindenburg
ſeiner herzlichen Freude über die einmütige Zuſtimmung

des Kabinetts zum Vertrag von Locarno Ausdruck gege
ben hat. Jſt auch Hindenburg nicht mehr
„nationale vaterländiſche

Die Helden würden ſelbſtverſtändlich erleichtert auf
atmen, wenn die andere Gruppe umfallen ſollte. Denn,
wie der preußiſche Miniſterpräſident Braun in ſeiner glän
zenden Abrechnung mit den Deutſchnationalen über Lo
carno im Landtage ſo richtig ausführte: „Sie möchten uns
wegen der Anterſchrift als Landesverräter bezeichnen, aber
Sie zittern vor der Moglichkeit, daß nicht
ünterſchrieben wird.“
Welche von den beiden deutſchnationalen Gruppen im

Falle einer Spaltung die verächtlichere wäre, iſt ſchwer zu
entſcheiden die, welche dreiviertel Jahr lang gegen ihre
Ueberzeugung die SicherheitsPaktpolitik mitgemacht hat,
nür um die Zölle erſt unter Dach zu bringen oder jene,
die die Hetze gegen Locarno und jenen kataſtrophalen Be
ſchluß ihrer Partei zum mindeſten geduldet hat, aber nun
den Mut zur Ablehnung doch nicht aufbringt.
Jnzwiſchen iſt eine offizielle Regierungserklärung

beröffentlicht worden, aus der auch unzweideutig hervor
Eht, daß das Reichskabinett am 22. Oktober, in jener
Sitzung unter dem Vorſitz von Hindenburg,

einſtimmig beſchloſſen hat, das Vertragswerk zu einem
Abſchluß zu bringen.

Der bisherige Reichsinnenminiſter Schiele
ſoll ſogar in jener Sitzung geſagt haben: „Wenn ich ge
ragt werde, ob ich das Werk von Locarno billige, ſo ant-
vorte ich mit

einem lauten, freudigen Ja!“)
Bezeichnenderweiſe haben nicht nur ausgeſprochen deutſch
iationale, ſondern auch ſogenannte „neutrale“ Blätter den

„Die Deutſchnationalen haben ſich ſelbſt ausgeſchloſſen.

Schieles lautes, freudiges „Ja“!
erſten Satz der Regierungserklärung, der beſagt, daß die
deutſchnationalen Beſchlüſſe Angaben enthalten, „die
ſich mit den Tatſachen nicht decken,“ einfach

unterſchlagen. Man verſteht dies ja, denn mit Recht
nennt die „Voſſiſche Zeitung die Regierungserklärung

eine „moraliſche Ohrfeige“ für die Deutſchnationalen,
wie ſie, ſeitdem man parlamentariſche Geſchichte treibe, noch
nicht verabreicht worden ſei. Niemals ſei eine große Par
tei in einer offiziellen Regierungserklärung ſo der
Anaufrichtigkeit, Anwahrhaftigkeit und
Zweideutigkeit überführt worden, wie die Deutſch
nationalen. Der Erklärung der Reichsregierung müſſe
noch ein 7. Abſatz hinzugefügt werden, der in einem Satz
zu lauten habe: „Eine Partei, die in einer Lebensfrage
des deutſchen Volkes ſo handelt, wie die deutſchnationale,
iſt regierungs- und koalitionsunfähig.“

Es iſt in der Tat bedauerlich, daß Reichskanzler L u
ther in ſeiner in außenpolitiſcher Beziehung wertvollen
Rede in Eſſen die innerpolitiſchen Folgeruüngen nicht
klarer gezogen hat. Er ſcheint noch immer an die „ſtaats
erhaltenden Kräfte“ in der Deutſchnationalen Partei zu
glauben Deutlicher haben ſich die Führer der jetzigen Re
gierungsparteien in dieſer Beziehung ausgeſprochen, die
feſtgeſtellt haben, daß

die Deutſchnationale Volkspartei ſich von der weite
ren Teilnahme an der Regierung ſelbſt ausgeſchloſſen

hat.

Die volksparteiliche Preſſe in Hamburg
kommt ſogar zu der ſpäten, aber erfreulichen Erkenntnis,
daß alles, „was wir bisher für unſer Land an politiſchem
Fortſchritt einheimſen durften, der

Politik der Mitte zu verdanken
ſei, und daß bei ihr Führung, Verantwortung,
Einſicht geweſen ſei.

Es wird in der Hauptſache von der Deutſchen Volks
partei abhängen, ob eine ſolche Politik wieder geführt
werden kann. Die Demokraten wären jedenfalls nur
zu haben, wenn eine offizielle oder inoffizielle Mitwirkung
der deutſchnationalen Kataſtrophenpolitiker entgülti g

ausgeſchloſſen wäre! F. M. D.
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Der Vorſtand
der Deutſchen Demokratiſchen Partei

hat am Dienstag einſtimmig folgende Entſchließung ge
faßt: „Der Parteivorſtand der Deutſchen Demokratiſchen
Partei billigt die Haltung des Parteivorſitzenden zur in
ken und außenpolitiſchen Entwicklung und erklärt ſich nur
mit einer Löſung der Kriſe durch eine Regierung einver
ſtanden, die J. die Annahme des Vertrages von Locarno
von einer befriedigenden Löſung der Rückwirkungen ab
hängig macht, 2. ſich für eine ſachliche Durchführung der
Politik von Locarno und eine Annäherung der europäi
ſchen Staaten einſetzt, 3. eine Jnnenpolitik gewährleiſtet
die der Feſtigung der Republik dient, und 4. ſich auf die
Parteien ſtützt, die dieſe Außen und Jnnenpolitik entſchlof
ſen mitmachen.“

l

Eine Botſchaft des
Internationgl. Friedensburegus.

(W. J. L.) Das Jnternationale Friedensbureau, Genf,
hat den Außenminiſtern, die an der Konferenz von Lo
carno teilnahmen, folgende Botſchaft geſandt

„Herr Miniſter, die Pazifiſten der ganzen Welt haben
mit größter Teilnahme die Konferengs von Locarno ver
folgt. Sie begrüßen deshalb mit Enthuſigsmus das Re
ſultat und drücken all den beherzten Männern des Rechts
ihre Hochachtung aus, die ſich für die Unterhandlungen,
die im Sinne freien Uebereinkommens aufgenommen
würden, eingeſetzt, und ſie mit ſo großer Klugheit, Jntelli
genz und gutem Willen geführt haben.

Jhre Namen werden dauernd an dieſes Ereignis von
unermeßlicher politiſcher und moraliſchet Tragweite ge

Der Polit e Wegweiſer erſcheint wöchentlich einmal an jedem Sonnabend. Bezugspreis: 55 Goldpfennig Anzeigenpreis Für die ſechsgeſpaltene NonpareilleZeile 20 Goldpfennig. Anzeigen im Reklameteil 1 Mark.Se e 6 Seelen h e S Seſteinngen nehmen alle zuſtändigen Poſtämter, Brief Anzeigen Annahme durch den Verlag des „Politiſchen Wegweiſer“ Halle Saale), Leipzigerſtraße Nr. 21.
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knüpft ſein, die, wenn die Völker es wollen, der Ausgangs
punkt für eine neue Aera gegenſeitiger Achtung, Solidari
tät und der Herrſchaft abſoluten Rechts ſein wird.

Wir bitten deshalb Jhre Regierung und Sie ſelbſt,
geehrter Herr Miniſter, die Sie ſo weitgehend Jhre große
Autorität und Jhre bewunderns würdigen Fähigkeiten in
den Dienſt des Friedens geſtellt haben, unſere Glück
wünſche und den Wunſch, den wir für die Größe und das
Gedeihen aller Länder hegen, wohlwollend entgegenzu
nehmen. Jm Namen des Jnternationalen Friedens
bureaus, der Generalſekretär gez. N. Golay“.

Deutſchnationale r
und Getreidepreiſe.

Von Fr. SchierwagenSchönewerda g.
Jn Nr. 14 dieſer Zeitung habe ich bereits darauf auf

merkſam gemacht, daß Schutzzölle zurzeit unwirkſam ſein
werden und dabei auch die Autorität des Landbundes
Dr. Schiele Naumburg zitiert, welcher ſagte: „Die Zukunft
der deutſchen Landwirtſchaft beſteht aber nicht darin, daß
ſie künſtlich ihre Verkaufspreiſe nach oben treibt, ſondern
darin, daß die Preiſe der land wirtſchaftlichen Bedarfs
artikel kräftig geſenkt werden. Jn Heft 3 Und 4 der Be
richte über Landwirtſchaft hat Prof. Beckmann (Bonn
Pappelsdorf) ausgeführt, daß die Zölle für das Ziel un
ſerer Handelspolitik, d. i. die Getreidepreiſe an die Welt
marktpreiſe anzugleichen, ungeeignet ſind. Geheimrat
Sering erbrachte den Nachweis, daß die Arſache für die
Agrarkriſe in der Disporität der induſtriellen und land
wirtſchaftlichen Produkte liege. Auch Aereboe hat im
letzten Winter darauf hingewieſen, daß wir in der Brot
kornzufuhr vor dem Kriege nicht vom Auslande abhängig
waren, ſondern hauptſächlich tieriſche Erzeugniſſe einzu
führen gezwungen waren. Von land wirtſchaftlicher Seite
wurde die Notwendigkeit von Agrarzöllen unbedingt be
jaht und betont, daß auf die Dauer eine intenſivere land
wirtſchaftliche Erzeugung ohne Zollſchutz nicht möglich ſei.

Trotzdem ſich alle Wiſſenſchaftler von Ruf und Auto
ritäten gegen einen Zoll auf Getreide ausgeſprochen hat
ten, trotz alledem wurde der Zolltarif von dem deutſch
nationalen Miniſter vorgelegt und Geſetz

Nun haben die Deutſchnationalen die Zölle durch
geſetzt, und trotzdem haben dieſe Zölle nicht verhindern kön
nen, daß die Preiſe der land wirtſchaftlichen Produkte unter
das Minimum der Erzeugungskoſten heruntoerglitten.
den, daß Deutſchland nur geſunden kann, wenn es gelingt,
durch Hebung der heimiſchen Produktion die Einfuhr her
abzumindern. Der Weg hierfür iſt in erſter Linie die
Landwirtſchaft, und zwar müſſen wir unſer Hauptaugen
Schon in dem vorigen Artikel iſt darauf hingewieſen wor
merk auf die Erzeugniſſe der Viehwirtſchaft richten, dieſe
müſſen ſtärker geſchützt werden als vor dem Kriege. Aber
das iſt ja nicht der ſpringende Punkt. Jn dem vorigen
Artikel habe ich bereits darauf aufmerkſam gemacht, und
ich komme diesmal auch nicht darüber hinweg. Jch be
merkte damals, „wenn die Kenntniſſe und Betriebsformen,
die nur ein kleiner Teil unſerer Landwirtſchaft beſitzt und
anwendet, wenigſtens von der größeren Maſſe unſerer
Landwirte aufgenommen wird“, und heute muß ich das
wiederholen. Es iſt feſtgeſtellt, daß der Verbrauch von
Jnduſtrieprodukten in den landwirtſchaftlchen Betrieben
im Durchſchnitt nur ein Viertel des Verbrauchs der inten

ſiven Betriebe beträgt. 2
Daraus muß man den Schluß ziehen, daß die durch

ſchnittlichen Betriebe eine zu geringe Jntenſität aufweiſen
Eine hohe Jntenſität kann aber nur durch eine genügende
Ausbildung unſerer Landwirte erreicht werden. Das zur
zeit wichtigſte deutſche Gewerbe der Nahrungsmittelergeu
gung wird vorwiegend in Kleinbetrieben ohne gewerb
liche Schulbildung oder Befähigungsnachweis der Jn
haber ausgeübt. Die Hebung der Berufsbildung hat auf
Grundlage der Allgemeinbildung zu erfolgen. Der Aus
bau von Hoch, Fach und Winterſchulen muß geſteigert
werden, ſodann BeiſpielsVerſuchswirtſchaften in bäuer
lichen Betrieben uſw.

Nicht durch Zölle kann die Kaufkraft der Landwirte
geſteigert werden, ſondern nur durch beſſere Schul bezw.
Fachausbildung.



es Vorſtandes des Preußiſchen

Münchener Bild erb ogen. n r e n e geſcheitert betrachtet war. Dieſe Entſchließung dS werden. Ebenſo ſind au ſie Vorwürſe, die gegen die Richtervereins nötigt nunmhr den Republikaniſchen Richein Hereiet e e e n politiſchen Leiter der deutſchen Geſchicke in den Tagen terbund zu e Feſcſeingen n dentſchieden Wer ten onrern e e ne St kurz vor und nach der Revolution erhoben werden, ſchon Der Fall Kroner“ iſt ſeiner urſprünglichen Natur de net
dierſtube des nach reiner Wahtheit ſeebene Pelhel e hinfällig erwieſen Der von der ehe ſo rin nahen S Bewersdorff. Der Landgerichtsdirektor Va nſo muß man en andetſeits ugeſtet en daß v r n geſchmähte Prinz Max von Baden, der letzte Reichskanz wersdorff hat in dem Magdeburger RothardtProzeß vor n t

ner Dlchſtoß Vro h merge Sehr Seine ler des kaiſerlichen Deutſchlands, ſteht beſonders nach den geſeſſen und maßgebend an dem Urteil mitgewirkt in en.
n ge n t d alen g m e ei e Ausſagen des Generals Groener als ein Mann da, der welchem dem Reichspräſidenten Friedrich Ebert nachgeſagt
nſerer Kenntnis der jüngſten ergangenheit ge racht ehrlich bemüht war, zu retten, was noch zu retten war, und worden iſt, er habe juriſtiſchen Landesverrat begangen Weit

r

at. Wie auf einem Bilderbogen ſind uns die Akteure dem Hauſe Hohen eurhilt e enzollern die Kaiſerkrone zu erhalten. Dieſe nſich di e e e W das Wenn er dabei geſcheitert iſt, ſo liegt die Schuld bei denen e e e e e
ſind d e du r e ich an biet e cht in erdings die ſich ſelbſt den Ernſt der Lage bis zum letzten Augen vaterländiſch Und republikaniſch empfindenden Deutſchen,

arbielen, ſicht immer e biit berhentien e nſen notwendigen, ſchnellen einen Sturm der Entrüſtung hervorgerufen. Unmittelbar

emnee ee ehe v e entſcheidenden Entſchiſſſen rücſchretten an h Urteiloverkundung haben das Reichs und dasder Oeffentlichkeit, durch liliſhe Ke e en auf hingewieſen worden wie der ar Kerrene BuHreußiſche Kabinett einſchließlich des Reichs und des re e
zurecht zu rücken e tie genete eenen einem Lande ohne feſtgewurzelte monarchiſche ßiſchen Juſtigminiſtes dem Reichspräſtdenten ihr uner geh i

In der erſten Progeßwoche iſt vor uns eine ganze Ga Ueberlieferung ſeinen Sohn den hre indem er huttertes Vertrauen ausgeſprochen Keben angeſene n
lerte hemt z Meng d r. L nze Ga im richtigen Auzenblick zurücktrat und damit die Schuld KRichtern, Anwälten und Rechtslehrern hat auch der daimng doch woh

e n nete e ausliigte. n ander heeditettor Krener Warte herdet rin nkundungen war lediglich das, was Admiral v. Trotha über Aus den Ausſagen Groeners ergibt ſich mit einer fünden, aus denen die ehrliche Empörung eines in ſeinen t wide
die Anfang November 1918 geplante große Flottenaktion eütlichkett, e dem Vorwärts heute ſchon etwas peinlich vaterländiſchrepublikaniſchen Gefühlen aufs tiefſte ver n mtoſüh
berichtete, die dann durch die Weigerung der Mannſchaf daß die Schialdemokratte, insbeſondere ihr Führer lehten Mannes und Richter ſpricht n mit
ken, auszuſahren, verhindert wurde. Die große geplante Ebert nichts getan um den Sturz der Hohenzollern zu be 2. Der Preußiſche Richterverein hat e nicht für nötig un d
Seeſchlacht ſoll nach den Erklärungen des Admirals „das nen ihn im Gegenteil aufzuhalten verſucht hat. gefunden, ſich gegen das die preußiſche Rechtspflege bloß Sttece zu

Rur der völlige moraliſche Zuſammenbruch des alten Sy ſtellende Magdeburger Urteil zu wenden. Dagegen hat er Rechten

ausſichtsreichſte Unternehmen in der ganzen Geſchichte der r
deutſchen Seemacht“ geweſen ſein. Man will uns alſo ſtems iſt es geweſen der auch den politiſchen nach ſich gezo ſofort gegen den Kritiker Kroner Stellung genommen. und
glauben machen, daß die deutſche Tlotte, nachrem ſie vier n hat in Raturergeinie iſt die Revolution über widerſpricht jetzt öffentlich deſſen Beförderung mit der Alle dentJahre faſt untätig im Hafen gelegen hatte, imſtande ge uns gekommen Keineswegs war e das Werk ſener zwe Begründung, Kroner habe durch ſeine Kritik dem An d den

Weſen wäre, die ihr ſo weit überlegene engliſche Hochſee felhaften Erſcheinungen aus der A. S. P. und dem Spar ſehen des Richterſtandes einen ſchweren Schlag verſetzt und
flotte und womöglich auch noch die amerikaniſche, die fran takusbund, die dann ſchließlich zu ernten verſuchten, wo die Staatsautorität geſährdet. Dieſe Erklärung de Nah ein
zöſiſche, die italieniſche Flotte uſw. zu beſtegen. Wenn die ſie nicht geſät hatten. Auch in anderen Ländern hat es Preußiſchen Richterverein verſchweigt, daß den Kern der u

deutſche Flotte tatſächlich zu derartigen Leiſtungen be Meltereten gegeben. ſo haben in Frankreich ſchon im Zronerſchen Kritik juriſtiſch-ſachliche Darlegungen bilden.
fähigt war, ſo muß man doch fragen, weshalb die Flotten Jahre 1917 zwer Diviſtonen gemeutert Die Erſcheinun Wir ſtellen dieſer Erklärung die Worte des General
leitung mit ihrem Einſatz ſolange gewartet hat, bis es zu gen, auf die ſich jetzt die reaktionären Herren in München ſtagtsanwalts Lindow gegenüber, die er als Anklagever
ſpät war. Durch ſeine Ausſage hat der Admiral alſo, zurückziehen, um ihre Dolchſtoßlegende nicht völlig auf treter in der öffentlichen Gerichtsverhandlung gegen Kro
wenn man ihn beim Worte nimmt und alle ſeine Angaben geben zu müſſen, find keineswegs für Deutſchland allein ner geſprochen hat „Jch kann auch gar nicht umhin, zuzu
für richtig hält, den deutſchen Admiralſtab und die oberſte i Jrgendwelchen entſcheidenden Verlauf geben daß die Kritik nicht nür ſcharf, ſondern daß ſie auch
Heeresleitung aufs ſchwerſte belaſtet. Er hat die höchſten guf den Gang der Ereigniſſe haben ſie aber nicht gehabt größtenteils berechtigt und durchaus beachtenswert iſt.
Kommandoſtellen dem Vorwurf ausgeſetzt, daß ſie eine ſo ſie ſpielten vielmehr nur die Rolle der Marodeure, die nach Die Erklärung des Preußiſchen Richtervereins verſchweigt
vorzügliche Waffe unbenutzt liegen ließen und ſie nicht zur beendeter Schlacht das Schlachtfeld zu behaupten ſuchten ferner, daß die eine weſentliche Stütze ihres Angriffes bil
Schwachung des Feindes benutzten, während das Heer an Die Sozialdemokratie hat bis zum letzten Augenblick an dende, auf 3000 Mark Geldſtrafe lautende Entſcheidung
der Front einen ſo ungeheuer opferreichen Verzweiflungs der Notwendigkeit der Landesverteidigung feſtgehalten. des Schöffengerichts durch das Arteil der höheren Jnſtanz

Und ihr iſt es zu danken, daß das deutſche Volk auch nicht aufgehoben worden iſt, weil Kroner den Vorſitzenden des gen nicht me

kampf führte

Bedentlich muß auch die Tatſache ſtimmen, daß die un wen n jener Nutznießer des Zuſammen Schöffengerichts mit Recht wegen Befangenhett abgelehnt ntlagebehFlottenleitung nach den einſtimmigen Ausſagen aller Zeu ruchs gern iſt. n hatte. e J
gen ihre Abſicht vor der Berliner Regierung aufs ſtrengſte Der Bilderbogen, der in München vor uns entrollt Z. Die Beförderung Kroners beruht auf einem Bee Helegenhgeheim gehalten, ja die maßgebenden politiſchen Stellen worden iſt, iſt alſo ſchon jetzt lehrreich genug. Leider wird ſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums. Der Staats t t auch

ſogar irregeſührt hat. Die Vertreter der Marine haben er wohl unvollſtändig bleiben denn es wird wohl kaum ſekretär im Preußiſchen Juſtißminiſterium hat in öffent n v J
den Männern der Regierung in Berlin gegenüber in gelingen, dort diejenigen gebührend zu kennzeichnen, die licher Landtagsſttzung erklärt, der Kaminergerichtspräft n wethe
jenen Tagen immer wieder betont daß es ſich lediglich um in Wahrheit den Dolchſtoß gegen die deutſche Einheits dent habe vermöge ſeiner Zuſtändigkeit die Qualifikation n d et
eine Demonſtration, nicht aber um die Herbeiführung einer front im Weltkriege geführt haben. Es ſind dies jene Kroners zum Oberverwaltungsgerichtsrat bejaht. Alle ne di
Entſcheidung zur See handle. Da liegt dann doch die Elemente, die den ſchweren Verteidigungskampf des dieſe verantwortlichen Staatsſtellen trifft alſo der von dem hie d
Vermutung ſehr nahe, daß die Marineleitung, die von den Deutſchtums umgefälſcht haben in einen militariſtiſchen Preußiſchen Richterverein leichtfertig erhobene Vorwurf,

und imperiagliſtiſchen Eroberungskrieg. Sie haben in daß die Beförderung dem Jntereſſe des Volksganzen und e

eingeleiteten Waffenſtillſtandsverhandlungen ja unterrich h e
tet war und ſich deren Erfolge leicht ausmalen konnte, Wirklichkeit durch die Aufſtellung maßloſer Ziele den des Staatswohles widerſpreche. Der Preußiſche Richter

Kampfeswillen unſerer Feinde geſtärkt und das Mißtrauen verein hat ſich nicht geſcheut, dieſe Vorwürfe öffentlich zu

einen Verzweiflungsakt geplant hat ohne Rückſicht, ob ein u eim eigenen Volke wachgerufen, das ſeine ſchweren Opfer erheben, obgleich er ſich ſtets als Unpolitiſche Fachvereini
ſolchen in Anſpruch

Erfolg in Ausſicht ſtand oder nicht. Es handelte ſich alſo
auf jeden Fall nicht um ein vorbedachtes und wohlvorb von ehrgeizigen und habſüchtigen Elementen mißbraucht gung bezeichnet und die Vorrechte einerkeitetes Anternehmen, denn ſonſt hätte es auch in Berlin werden könnten. t genommen hat. Das Hernicht unbekannt bleiben können. Man wollte vielmehr die 2 Das ſich unmittelbar gegen Die Staatsautorität ihr und das

e n v Kampfe e W ad der e Der Republikaniſche Richter richtende Vorgehen des Preußiſchen Richtervereins läßt ſche Einrt
e uslieferung zu entgehen. Dieſe Annahme wird geſtar nut die Erklärung zu, daß es durch parteipolitiſche Ge indlichen U

bund Zum Fall Kroner. ſichtspunkte beſtimmt iſt. Kroner als Vorſitzender des die it zu geben
at ſich die

durch die Tatſache, daß ja die ausgelieferte Flotte ſpäterin Scapa Flow verſenkt worden iſt. And man kann doch Die Beförderung des bisherigen La
S ſehr darüber ſtreiten, ob ein ſolcher Akt, der tauſenden Kroner zum Oberverwaltungsgerichtsra

e on deutſchen Männern das Leben gekoſtet hätte ohne doch den Vorſtand des Preußiſchen Richtervereins zu
hnher Syichal zu wenden als eine Jelrentat oder e ein Kundgebang peranlah n d a dere erAusbruch blinder Verzweiflung zu werten iſt. ſelbſt, der temperamentvolle Krittker des Magdeburger ſich das Seelenleben eines großen Teiles der preußiſchen
e Der Verſuch, den „Dolchſtoß in den Rücken des Heeres“ EbertProzeſſes, ſondern auch die für die Beförderung Richter, deſſen Auswirkungen leider, längſt vor Gründung
d durch „einen Dolchſtoß in d cken der Flotte“ zu er verantwortliche Behörde aufs ſchärfſte angegriffen worden des Republikaniſchen Richterbundes, in weiteſten Volks

Feinde den zu erfüllen wohl ein Dingcken darf) der Thora müßte ich wahrhaftig kein Deutſch verſtehen

e Feuiſlelon Schrifttum heißt: „Du ſollſt deinen Nächſten lieben und aufs Blut, ſelbſt für dieſe ſoll der Jſraelit noch dankbar

S iſt, würde (wenn ich mich ſo ausdrü Praktiſche gerichtet

deinen Feind haſſen“. Ein Satz, wie der „Liebet eure ſein und ſich jenem Volke verpflichtet fühlen! Wenn das

Rü 5 gar nicht liegen. Sie iſt ganz aufsen e C n er Ora. Wenn du auch deinen Feind nicht lieben kannſt, helfen Thora: „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ (3. M. 24, 20)
er er dich braucht. So heißt es ja wie kannſt du behaupten daß die Thora Nächſtenliebe

ndgerichtsdirektors volle Durchführung der Verfaſſung erſtrebenden Republi
t hat bekanntlich kaniſchen Richterbundes und der Bund ſelbſt ſind den Ur

einer hebern der Entſchließung ein Stein des Anſtoßes. Jn der
ſich offenbarenden Einſeitigkeit der Beurteilung enthüllt

er Enthüllur
elegt, und ſt

erden, der d

grenheit die

ienſtbar ma

onarchiſtiſch

ihr. v. Geb

ötg bekannt

i Gefallene
lizei auch
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der Unmöglichkeit nicht zum mindeſten der Feindesliebe ſehr nahe kommt, ſo

ſollſt du ihm wenn immS Bon auch (2. Moſ. 23. 4. 5) Wenn du den verlaufenen Ochſene Dr. Berthold Einſtein, Landau. deines Feindes oder ſeinen Eſel triffſt, ſo bring ihn ihm die ſchönſten Vorſchriften der Nächſtenliebe auf Ja, werbot m
e (Schluß.) zurück. Wenn du den Eſel Jeines Feindes unter ſeiner wenn dieſer Satz das bedeuten würde, was man in ihn Gebſattel
e Wir haben geglaubt, in der vorigen Nummet, zum Laſt zuſammenbrechen ſiehſt, ſo ſollſt du davon abſtehen, hineingelegt, wenn er ein Satz der Moral, eine Sitten üs von Ver

d S geſoen eneet und u ihm die Sorge zu überlaſſen. Du ſollſt mit ihm zuſam lehre und nicht vielmehr ein juriſtiſcher Kunſtausdruch, ein S und dant
e e Geburtstag, am 10. November nichts Geeigneteres men aufhelfen“. Wie leicht könnte es vorkommen, daß wir Rechtsſprichwort, eine Beſtimmung für die gerichtliche Ehren de

bringen zu können, als dieſen Aufſatz wahrhaft relis bei einem Schaden oder Verluſt, der dem Feinde droht, Rechtsſprechung wäre, wie ſie als Geſetz der Wiederver ügt worden
babyloniſchen und e perfidegiöſen Jnhalts. Schriftl. ruhig und gleichgültig zuſchauen, ohne helfend einzugréi geltung (ſus talionis) auch im älterenWie kommt die Thorg zu dieſer Stellung dem Fremdfen, weil es ja eben der Feind iſt, deſſen Beſitz in Gefahr römiſchen Rechte ſich findet, wie wir ſie auch heute noch in wehr denken

ling (ger) gegenüber? Sie ſagt von Gott, daß er den iſt, weil die Schadenfreude ſo eine ſüße Freude iſt! And der Beſtimmung haäben, daß auf Mord Todesſtrafe ſteht. i
Fremdling liebt und fährt fort „So liebet auch ihr den wenn wir ſchon dem unvernünftigen Tiere des Feindes Die Thora ſollte die Rachſucht vorſchreiben, die Thora, die
Fremdling, denn Fremdlinge waret ihr auch im Lande helfen ſollen, das ſicherlich keinen Unterſchied zwiſchen ausdrücklich lehrt: „Du ſollſt dich nicht rächen und nichtS Aegypten (5. M. 100, 18, 19). Denn der Menſch, der zum Freund und Feind kennt, um wie viel mehr dem Menſchen, nachtragen gegen die Kinder deines Volkes“ (3. M. 19, 18). Iit.

S Ebenbild Gottes geſchaffen iſt, der muß auch bemüht ſein, auch wenn er uns feindlich geſinnt iſt! „Du ſammelſt da Aber ſelbſt als juriſtiſcher Grundſatz wurde der Satz
ſich Gott anzugleichen, heilig zu werden, wie Gott heilig mit feurige Kohlen auf ſein Haupt (Sprüche 25, 22). „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ niemals wörtlich be
iſt (3. M. 18, 2). Wenn es heißt: „Liebe deinen Nächſten Würden wir uns nicht auf die Thora beſchränken, wir folgt, wie in dem böſen“ Talmud des weiteren ausge e
wie dich ſelbſt, ich der Ewige“ ſo bedeutet dies Da ich, der könnten aus der Bibel eine ganze Reihe von Stellen vor führt iſt. (baba kama 83 b 840). Wer ſich davon über
Ewige, dich und deinen Nächſten in gleicher Weiſe als führen, in denen ausdrücklich geboten iſt, ſich des Feindes zeugen will, der kann's in dem in der bekannten Göſchen
Vater liebe, ſo liebe du mir nachahmend, deinen Nächſten anzunehmen. Wie Wenn dein Feind hungert, gib ihm ſchen Sammlung e n en 583) „Talmud

53 deutſch nachleſen.als Bruder wie dich tue du ihm alles das, und genau ſo, Brot zu eſſen, und wenn ihn dürſtet, reiche ihm Waſſer zu proben“ von Funkwas und wie du Wer weiß, daß dr Talmud die Erklärungen undwünſcheſt, daß Gott dir tut. So iſt die trinken (Spr. 25, 21) u. a. m. t Den erst en h rn aRächſtenliebe nur die Folge der Forderung der Gottähn Aber der Satz aus der Thora (5 Moſ. 23, ſoll hier e v d o e n en der Tho
entwickelte Reli

lichkeit (Sleinthal? „Die Stellung der Semiten in der
e im Jahrbuch fur jüdiſche Geſchichte und n finden, den (wie der proteſt. Theotog Cornill, gionsgeſetz des Judentums, das ſpäter im Schulchan Aruch

8 Literatur 4. S. 61) damals Profeſſor an der Aniverſttät Königsberg, in ſei (Codifictert wurde auf der Thora aufbaut, der muß dieDaß bei Liner ſolchen Auffaſſung der Nächſtenliebe Vortrag Das alte Teſtament und die Humanität Anſicht als irrig ablehnen, als ob das ſpätere rabbini
auch dem Feinde die Rächſtenliebe zuteil werden muß, e 1895 ſagt) a m r n u ſche Geſetz die Gebote der Nächſtenliebe, wie ſie die Thor
ſollte keines Beweiſes bedürfen Spricht nicht die Begrün- gung en e G d a re Dein enthält, verſchlechtert und in ihrer Erhabenheit nur auſcheuen, denn du biſt Gaſt geweſen n Anem die Glaubensgenoſſen beſchränkt hätte. Gewiß, b

dung: „Denn Fremdlinge waret ihr im Lande Aegy ten“,
wel die Thora dem Gebote, Fremdling e eben Kinder mögen in Zritten Geſchlecht eintreten in die Ge Quch Juden, die ſich gegen die Gebote der Nächſtenliebe n d
gibt, deutlich dafür meinde des Herrn. erſündigen, aber es gibt auch Nichtjuden, die ſich ſolche hEs ſteht freilich nirgends in der Thora: „Liebet euere „Alſo fährt Cornill a. a. O. S. 18 fort „ſelbſt Vergehen zu ſchulden kommen laſſen. Aber die einen, wie M gie

S in der Thorg oder einem ande für eine Gaſtfreundſchaft wie die in Aegypten genoſſene, die anderen ſind ſchlecht, nicht weil ſie die e u ne
i ſie handeln. Keren

Feinde“, ſo wenig wie e

ſie peinigten bis Religion beachten, ſondern weil ſie gegen

ren Buche der Bibel oder überhaupt
irgendwo im jüdiſchen welche darin beſtand, daß die Aegypter

e
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wollen, daß das

klärung veröffentlicht, die darin gipfelt, daß der
fall mit dem General a. D. Sirt von Armin bei der Augu

ſtanerfeier keine
u ſtimmungen zu ändern oder gegen irgendeinen der betei

ügten Reichswehrangehörigen
meue Fall Gebſattel nun den maßgebenden Kreiſen nicht

offenbaren,

des Staates und der Verfaſſung zur Glorifizierung ihrer
politiſchen Zwecke ausgenutzt wird Es iſt

gen ſchleunigſt grundſätzlich behandelt werden,
die Teilnahme der
außerhalb ihres eigenen unmittelbaren Pflichtenkreiſes
iegen, völlig neu geordnet wird. Die Erziehung,

ohe dieſes Zieles nützt es wahrlich nicht, wenn es reaktionären

ſchweres Mißtrauen gegen die Rechtspflege hervor
n haben.
er Vorſtand des Republikaniſchen Richterbundes
die Angriffe des Vorſtandes des Preußiſchen Richter
s auf das ſchärfſte zurück. Eine ausführlichere Stel
gahme bleibt für das Bundesorgan Die Juſtiz! vor
ten.

ler Weimarer Juſtizſkandal.
Kir haben in Deutſchland während der letzten Jahre
mancherlei erlebt an ſeltſamen Klageerhebungen,
erkwürdigen Verurteilungen und an auffälligen
orechungen. Aber was ſich jetzt in Weimar abgeſpielt
nläßlich der Schwurgerichtsverhandlung gegen den
ren thüringiſchen Staatsbankpräſidenten Loeb, iſt
doch wohl noch nicht dageweſen. Nicht, daß man

her beſonders in Erſtaunen zu geraten braucht, daß
etzt in Thüringen die Herrſchaft ausübenden Deutſch
ſchen die widerlichſte Hetze gegen Loeb betreiben und,
ine Amtsführung tadellos geweſen iſt, und man ihm
egen nichts anhaben kann, ſein Vorleben nach einem
len Punkte durchſchnüffeln, um ihn durch dieſes Mit
r Strecke zu bringen ſolche unmoraliſche Kampfes
der Rechten iſt keine Seltenheit mehr. Dagegen iſt
Verfahren der oberſten thüringiſchen Juſtizbehörde in
m Falle denn doch wohl gottſeidank bisher ohne Bei

Um den Völkiſchen einen Liebesdienſt zu erweiſen,
igt das Juſtizminiſterium die Staatsanwaltſchaft,
e Loeb ein Verſahren wegen Meineids zu eröffnen,
zwingt ſie, dieſes Verfahren fortzuſetzen, obwohl in

chen der Oberſtaatsanwalt klar erkannt hat, daß die
neidsklage ſich nicht halten läßt und Loeb unſchuldig
Der Angeklagte iſt denn auch von dem Weimarer

vurgericht freigeſprochen worden. Der Oberſtaatsan
t aber hat es mit ſeinem Gewiſſen nicht vereinbaren
jen, gegen Loeb auf ſchuldig zu plädieren; er hat, nach
er bereits in früheren Stadien des Verfahrens bei
x Gelegenheit betont hatte, daß eine Verurteilung
bs wegen Meineids nicht zu erwarten ſei, den Auf
J des Juſtizminiſteriums in die Hände eines nachge
neten Staatsanwaltes gelegt und ſich an den Verhand
gen nicht mehr beteiligt. Noch niemals iſt derart von
Anklagebehörde die parteiiſche und gerechte Verwal

g der Juſtiz an den Pranger geſtellt worden wie bei
ſer Gelegenheit. Noch niemals, ſo möchten wir hinzu
en, iſt auch in der gleichen Weiſe der Verſuch gemacht
rden, die Juſtiz bedenkenloſer Parteileidenſchaft dienſt

zu machen. Die Aufſehen erregende Angelegenheit
ed noch weitere Wellen ſchlagen. Wenn der Oberſtaats
alt aus dienſtlichen Gründen am weiteren Reden und
thüllen verhindert worden iſt, die thüringer Landes-
tretung wird ſicher in der Lage ſein, den Juſtizminiſter
n Sprechen zu zwingen.

Nonarchiſten und Reichswehr.
Das Herandrängen der Monarchiſten an die Reichs

/hr und das Beſtreben dieſer reaktionären Gruppe, mili
riſche Einrichtungen zu mißbrauchen, um ihren ſtaats
indlichen UAmtrieben einen Schimmer von Geſetzmäßig
it zu geben, nimmt immer größeren UAmfang an. Noch
t ſich die Erregung über die ſkandalöſen Vorgänge bei
r Enthüllung des Auguſtanerdenkmals in Berlin nicht
legt, und ſchon wieder muß von einem Vorfall berichtet
erden, der den Beweis dafür ablegt, mit welcher Anver
orenheit die Royaliſten die Reichswehr ihren Zwecken
enſtbar machen. Diesmal iſt Bayern der Schauplatz der
onarchiſtiſchen Heldentat geweſen. Der frühere General
rhr. v. Gebſattel, eine als fanattſcher Alldeutſcher ſchon
ing bekannte Perſönlichkeit, hat bei der Gedenkfeier für
ie Gefallenen in Augsburg, bei der außer der Landes
olizei auch eine Reichswehrkapelle mitwirkte, das Defi
erverbot der Reichswehr vor dem ehemaligen Kronprin
en von Bayern mit den ſchärfſten Worten kritiſiert und
ann ein Hoch auf den früheren Kronprinzen ausgebracht,
oozu die Reichswehrkapelle den Tuſch blies. Alſo erſt wird
as von dem Reichswehroberkommando ausgehende Defi

ſerverbot mit überaus hetzeriſcher Rede angegriffen Frhr.
Gebſattel ſagte: „Jch kann nicht verſtehen, wie man ſich

)as von Berlin ausgegangene Defilierverbot gefallen läßt
und dann wird die Kapelle der Reichswehr veranlaßt,
zu Ehren des Mannes, in bezug auf den jenes Verbot ver
fügt worden iſt, einen Tuſch zu blaſen. Kann man ſich

der oberſten Stelle der Reichs
wehr denken? Der monarchiſtiſchalldeutſche General a. D.
hat offenbar ſeinen Landsleuten deutlich vor Augen führen

bayeriſche Kontingent der Reichswehr ſich
Um das Berliner Oberkommando abſolut nicht zu kümmern
hat. Eben jetzt hat das Reichswehrminiſterium eine Er

Zwiſchen

Veranlaſſung gebe, die beſtehenden Be

einzuſchreiten. Wird der

wohin die Republik treibt, wenn es ungeſtraft
geſchehen kann, daß derart die Reichswehr von Gegnern

unbedingt
notwendig, daß alle hierbei in Betracht kommenden Fra-

und daß
Reichswehr an Veranſtaltungen, die

die ſeit
langen Jahren an der Reichswehr ausgeübt wurde, ſollte

dazu dienen, ſie völlig zu entpolitiſieren. Der Erreichung

Männern möglich iſt, die Reichswehr mit ihrem Gifte zu

keln bekämpft und verhindert hat. Die Selbſtverwaltung

Klaſſenherrſchaft im Staat und in den Gemeinden ruhte,

Alte Machtpolitik.
Um was geht es bei Provinzial und Kreistagswahlen?

Auf einem kürzlich in Halle abgehaltenen deutſch
nationalen Bezirksparteitage erklärte der Redner, Dr.
Schiele Naumburg: „Wir wollen Provinzial
kandtage und Kreistage erobern und in
Unſere Macht bringen. Wir wollen das
Syſtem Severingan den Wurzßeln abſägen
Das iſt deutlich geſprochen Und zeigt die Abſicht, das alte
Feudalſyſtem der Vorherrſchaft des Großgrundbeſitzes wie
der zu feſtigen, um von unten herauf aus den Verwal
tungskörpern wieder politiſchen Einfluß auf die Geſtal
tung der Staatsverwaltung zu gewinnen. Deshalb läßt
man auch bereits alle Minen im Wahlkampf ſpringen,
und die ganze reaktionäre Geſellſchaft, von dem bankerot
len Landbund angefangen bis zu ſeinem neueſten Anhäng
ſel unter dem Namen „Wirtſchaftspartei“, ſtürmt gegen
das Syſtem Severing an, um es auszuhöhlen und dann
beſeitigen zu können. Deshalb haben aber auch die am
29. November ſtattfindenden Provinzial und Reichstags
wahlen für alle, die ſich einer Rückbildung in die alten
Formen widerſetzen wollen, eine ausgeſprochen politi
ſche Bedeutung.

Zunächſt muß man ſich darüber klar ſein, daß die ganze
regktionäre Geſellſchaft politiſch in derſelben Zuſammen
ſetzung daſteht, in der man vor der Staatsumwälzung
Und vor der Beſeitigung der Dreiklaſſenwahl in Preußen
jede neuzeitliche Entwicklung mit den demagogiſchſten Mit

diente dieſen Leuten nur zur Befeſtigung ihrer alten ſo
genannten „erblichen“ Obrigkeit. Provinziallandtage und
Kreistage waren die Arzellen, auf denen die reaktionäre

und aus denen ſie ſtets neu geſpeiſt wurde. Jn den
Kreistagen herrſchten der ſelbſtverſtändlich konſervative
Herr Landrat nebſt ebenſo konſervativem Anhang, und in
der Provinzialverwaltung wußte man die ſtaatlichen
Subovent onen und die Steuergroſchen derjenigen, die
nichts zu ſagen hatten, für Chauſſeebauten und Kleinbahn
anlagen nach den feudalen Schlöſſern und Landbeſitzen zu
verwenden. Am welche Summen es ſich hierbei handelte,
geht daraus hervor, daß den Provinzialverbänden unter
dem alten Regime feſte Renten von jährlich 37 559 111 Mk.
überwieſen waren, und daß dieſe Summe im Jahre 1902
auf beſonderen Antrag noch um 10 Millionen Mark er
höht wurde. Hiervon wollte das Herrenhaus unſeligen
Angedenkens nicht weniger als 7 Millionen Mark als Zu
wendung an die „Gutsbezirke“ ausgeworfen haben, erfuhr
aber für dieſen wahrhaft ungeheuerlichen Antrag ſogar
in dem alten Dreiklaſſen Abgeordnetenhauſe eine Ableh-

nung.Dieſes eine Beiſpiel kennzeichnet zur Genüge das frü
here alte Syſtem und die Herrſchaft und den Kreis der
Nutznießer, die ſich um die Staatsfutterkrippe dräng
ten. Dieſe herrlichen Zeiten erſehnt man natürlich zu
rück. Man möchte wieder „unter ſich ſein. Das aber
muß verhindert werden. Der Landbünd, deſſen Genoſſen
ſchaften durch eine bodenloſe Finanzmißwirtſchaft zuſam
mengebrochen ſind, braucht notwendig eine finanzielle Auf
friſchung. Der politiſche Apparat, der von ihm und ſeinem
reaktionären Anhang unterhalten wird, koſtet jetzt zuviel
Aufwendungen aus eigenen Mitteln Das war früher,
als man in der Verwaltung herrſchte, anders und beque
mer. Für eine Aenderung aber ſind die Wurzeln des
Syſtems Severing im Wege, und deshalb müſſen ſie ab
geſägt werden. So möchte man wenigſtens, wenn man
kann.

Um dieſen Plan zu verhindern, iſt vor allem nötig,
daß alle Wähler und Wählerinnen, die ihn direkt oder
indirekt nicht unterſtützen wollen, am 29. November
wählen und ſich deſſen bewußt ſind, daß die ihnen ge
ſtelle Aufgabe nicht minder wichtig iſt als die ihnen bei
Reichstags oder Landtagswahlen zufallende. Der Ver
waltungsapparat Preußens darf nicht
wieder den Regaktionären ausgeliefert
werden, wenn nicht Reich und Staat Schaden nehmen

Stimmen, und dieſe gehen aus der Wahl der Abgeordneten
der Provinziallandtage hervor. Den preußiſchen Staats
rat wählen ebenfalls die Provinziallandtage. Schon da
mit iſt die politiſche Bedeutung der Wahl am 29. No
vember erwieſen. Außerdem aber muß ſie ein Spiege l
bild der Volksabſtimm ung geben gegenüber den
Wortbrüchen der Rechtsparteien und gegen
über der Steuer und Zollpolitik, mittels deren ſie die
Lebenshaltung breiter Bevölkerungsſchichten in rückſichts
loſeſter Weiſe belaſtet und ſich und ihrem reaktionären
Anhang die Taſchen gefüllt haben. And letzten Endes
müſſen die Wahlen am 29. November auch ein Arteil dar
über abgeben, ob wir uns vor einer reaktionären Phraſen
politik außenpolitiſch die Köpfe umnebeln laſſen, oder mit
dem Ziel eines friedlichen Nebeneinanderlebens und eines
wiedererwachenden Wirtſchaftsverkehrs gehen wollen

Darum geht es am 29. November! And
darum muß jeder Demokrat und jede Demokratin am Tage

der Wahl ihr Wahlrecht ausüben und der Demokratie in
Verwaltung und Staat neue Möglichkeiten der Entfaltung

ſichern. J. Dornblüth.
Die Chronik unſerer jungen Wehrmacht, der Reichs

wehr ſowohl wie der Flotte, hat leider ſchon öfter von
bedauerlichen Anglücksfällen berichten müſſen, denen mehr

als ein hoffnungsvolles Leben zum Opfer gefallen iſt. Auf
dem Schießplatz in Jüterbog iſt am Donnerstag ein ein
ziger Soldat tötlich verunglückt, aber was die allgemeine
Aufmerkſamkeit auf dieſen Fall hinlenkt, iſt der Umſtand,
daß es ſich um einen der höchſten Offiziere der Reichswehr
handelt, und daß vorher mit peinlicher Genauigkeit alle

ſollen. Jm Reichsrat ſtellt Preußen die Hälfte der

Das Unglück auf dem Schießplatz.

e

zuſchließen. And trotzdem der verhängnisvolle Schuß! Es
iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß nicht nur um der Perſon
des Getöteten willen, ſondern auch zur Vermeidung ähn
licher Vorfälle in der Zukunft die Schuldfrage auf das
peinlichſte unterſucht wird. Soviel läßt ſich ſchon jetzt er
kennen, daß bei der Mannſchaft, die die Maſchinengewehre
bedienten, ein fehlerhaftes Verhalten kaum vorgekommen
iſt. Soweit man bisher die Sachlage beurteilen kann ſind
die Kugeln entweder darum zu kurz eingeſchlagen, weil bei
einem Maſchinengewehr oder bei mehreren eine Verände-
rung in der Lage des Laufes eintrat, ein Vorgang, der den
Schützen verborgen blieb, da ſie mit verdecktem Ziele
ſchoſſen und nicht ſehen konnten, wohin die Kugeln flo
gen. Oder die Schuld liegt an der Munition, deren Ex
ploſionskraft durch irgendwelche Gründe vermindert war.
Für die zweite Eventualität würde ſprechen, daß die in
Jüterbog verwendete Munition angeblich noch aus der
Kriegszeit ſtammt, ſo daß ihre Güte im Laufe der Jahre
gelitken hat. Ob dieſe Annahme zutrifft, das wird ſich
leichter nachprüfen laſſen als die Frage, ob die Richtung
eines Maſchinengewehrlaufes während der Uebung ohne
Wiſſen und Willen des Schützen alteriert worden iſt. Je
denfalls lehrt guch das Anglück in Jüterbog wieder, ein
wie gefährliches Wandwerk dasjenige eines Soldaten, ſelbſt
im Frieden iſt. Daraus folgt, daß im er und überall bei
militäriſchen Aebungen jede nur vdenkare Sicherungs
maßnahme zu treffen iſt. und weiter daß der Staat in
liberalſter Weiſe nicht bloß für die Opfer einer Kata
ſtrephe zu ſorgen, ſondern überhaupt jeden Angehörigen
der Reichswehr materiell ſo zu ſtellen hat, wie ſeinen ein
zigartigen Berufe entſpricht.

Aus Parlamenten und Parteien

Eine Entlarvung.
Der Vorſitzende der Deutſchen Demokratiſchen Partei

Reichsminiſter a. D. Koch, und ihr Schatzmeiſter Dr. Fi
ſche r veröffentlichen folgende Erklärung:

Der Unverſitätsprofeſſor Geheimrat Dr. Walter Otto
in München hat während der Reichstagswahlen im Herbſt
1924, am 22. November 1924 im „Fränkiſchen Kurier“
Nr. 325 einen Artikel veröffentlicht, in dem es heißt

„Denſelben ausländiſchen Kreiſen, die das Reichs
banner mit aufgezogen haben, muß natürlich auch an
einem Siege der ihr ſo willfährigen deutſchen Linken bei
den kommenden Reichstagswahlen ſehr viel gelegen ſein.
Und ſo erzählen ſich die Eingeweihten im Jn und Aus
lande, daß die wohlgefüllten Wahlkaſſen, über die So
zialdemokraten Und Demokraten diesmal verfügen, und
die ſo ruhig eine Reichstagsauflöſung durch ihren Pro
tektor Ebert riskieren ließen, mit ausländiſchem Gelde
aufgefüllt ſeien. Man hat keine Scheu vor dem Gelde des
Feindes.“

Wegen dieſer unwahren Behauptung haben wir öffentliche
Strafverfolgung bei dem Staatsanwalt in Nürnberg und
bei dem bayeriſchen Juſtizminiſter in München nachgeſucht.
Wir haben dabei hervorgehoben, daß der Vorwurf, wenn
er unbegründet ſei, eine ſchwere Beleidigung von Perſo
nen, die als Parlamentarier tätig ſind, und von denen der
eine zwei Jahre Reichsminiſter war, darſtelle. Wenn der
Vorwurf aber begründet ſei, ſo habe die Oeffentlichkeit ein
umſo größeres Jntereſſe an einer Aufklärung ſolcher un

die öffentliche Verfolgung der Angelegenheit abgelehnt.
Der Oberſtaatsanwalt bei dem Oberlandesgericht in
Nürnberg mit der hoffentlich nur ſtiliſtiſch verunglückten
Wendung in ſeiner Begründung „Die Strafverfolgung
liegt im gegebenen Falle nicht im öffentlichen Jntereſſe!“

Wir haben darauf Privatklage beim Amtsgericht
Charlottenburg erhoben. Herr Otto hat ſich damit vertei
digt, daß r die demokratiſche Partei gar nicht gemeint
habe daß es auch noch andere Demokraten gäbe, 3. B.
Herrn Wirth. Die Hinfälligkeit dieſer Verteidigung liegt
für jeden, der den Artikel lieſt, auf der Hand. Herr Wirth
verwaltet keine Parteikaſſe. Trohdem hat das Amts
gericht Charlottenburg die Einſtellung des Verfährens ver
fügt. Auf unſere Beſchwerde hat aber das Landgericht das
Verfahren wegen Beleidigung eröffnet. Nunmehr hat
aber leider die preußiſche Amneſtie der Weiterverfolgung
dieſer Sache ein Ende gemacht.

Herr Otto entgeht alſo der Beſtrafung Aber die Art
ſeiner Verteidigung kennzeichnet ihn in den Augen aller,
die auf Moral und Anſtand im öffentlichen Leben Wert
legen, als einen Mann, der leichtfertig ehrenrührige Be
ſchuldigungen erhebt, ohne ſie beweiſen zu können.

gez. Erich Koch, M. d. R.
gez. Dr. Fiſcher, M. d. R.

Der deutſchnationale Parteitag,
der am 16. November in Berlin ſtattfindet, wird ſich nach
der jetzt vorliegenden vorläufigen Tagesordnung mit der
deutſchnationalen Außenpolitik und daneben mit der
deutſchen Wirtſchaftsnot“ beſchäftigen. Wir nehmen an
daß bei der Erörterung der letztgenannten Frage außer den
agrariſchen Größen der Deutſchnationalen Volkspartei
auch der bisherige Reichswirtſchaftsminiſter Neuhaus das
Wort ergreifen und ſeinen Parteigenoſſen darlegen wird,
wie insbeſondere die Wirtſchaftspolitik der Rechten und die
Sabotierung der Handelsvertragspolitik die Wirtſchaftsnot
in Deutſchland ganz gewaltig vergrößert hat. Dem deutſch
nationalen Pareitag geht am 15. November die Partei
vertretertagung vorher. Uebrigens ſei daran erinnert,
daß zur gleichen Zeit wie die Deutſchnationalen auch das
Zentrum ſeinen diesjährigen Reichsparteitag abhält, und
zwar am 16. und 17. November in Kaſſel. Der Parteitag
der Deutſchen Demokratiſchen Partei findet bekanntlich

Znfizieren.
möglichen Vorkehrungen getroffen waren, um Unfälle aus vom 4. 6. Dezember in Breslau ſtatt.

erhörter Zuſammenhänge. Die bayeriſchen Stellen haben
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Der Reichslandbund berichtigtes iſt aber auch danach. Gegenüber den Eithanungen, die

in den letzten Wochen über die ſananzielle Mißwirtſchaft
beſonders in den Landbundgenoſſenſchäften, dann aber
auch im Landbond ſelbſt und in der von ihm gegründeten
Bank für Landwirtſchaft obwalten haben ſich die Land
bündler merkwürdig ſtill verhalten. Sie haben nur ein
zelne Angaben, auf die es nicht gerade ankam dementiert
der beſte Beweis dafür, daß die Anlage richtig war. Auch
das ſtimmt, daß der Reichslandbund die Abſicht hat, ſeine
Genoſſenſchaften auf den Reichsbund Deutſcher landwirt

ſchaftlicher Genoſſenſchaſten abzuſchieben und ſich dafür von
dem Reichsbund mit 600 000 Mark jährlich ſubventionie
ren zu laſſen, was ohne Jnanſpruchnahme von Staatskre
dit kaum möglich wäre. Die Deutſche Tageszeitung ver
ſucht in dieſer Beziehung zwar eine Art Ableugnung, kann
aber auch nichts weiter ſagen, als daß die eben erwähnten
Behauptungen „nahezu gänzlich jeder tatſächlichen Grund
lage entbehrten. „Nahezu gänzlich iſt einfach köſtlich. Jm
übrigen ſcheint die Alarmierung der öffentlichen Meinung
über die mit den Landbundgenoſſenſchaften geplanten
Transaktionen ſchon eine erfreuliche Wirkung hervorgeru
fen zu haben. Denn das genannte Bündlerblatt teilt mit,
angeſichts der aufgetauchten Schwierigkeiten überlege man
ſich im Reichslandbund wieder ſehr ſtark, ob man nicht doch
die eigenen Genoſſenſchaften aufrechterhalten ſolle, „ohne
daß man darum beſondere öffentliche Gelder in Anſpruch
zu nehmen brauchte Das ſieht ſehr nach den bekannten
ſauren Trauben aus!

Entſchließung
zum Reichsſchulgeſetzentwurf.

Auf der am 15. Oktober d. Js. in HalleS. ſtattgefun
denen Provinztagung des Hilfsſchulverbandes wurde fol
gende Entſchließung einſtimmig angenommen

Der Provinzverband Sachſen des Verbandes der Hilfs
ſchulen Deutſchlands lehnt mit aller Entſchiedenheit den
Entwurf eines Geſetzes zur Ausführung des Artikels 146,
Abſ. 2 der Reichsverfaſſung und über die Erteilung von
Religionsunterricht in den Volksſchulen ab. Wir wieder
holen die Einwände, die der Deutſche und Preußiſche d
e zu dieſem Geſetzentwurf machen:

1. er ſteht im Gegenſatz zur Reichsverfaſſung,
2. er bedeutet das Ende der Staatsſchule,
3. er vernichtet die Rechtsſicherheit des Lehrers.

Wir fügen hinzu, daß bei Einführung dieſes Entwurfes als
Geſetz unſere heilpädagogiſchen Schülen und Anſtalten in
dem größten Teil unſeres Vaterlandes dem ſicheren Anter
gang preisgegeben ſind.

Bei einer Gliederung unſeres Schülermaterials aus
anderen Gründen als allein aus den Weſensmerkmalen der
Heilerziehung, wird, vornehmlich bei kleineren Hilfsſchul
ſyſtemen, bei Feſtlegung auch der einklaſſigen Hilfsſchule
als geordneter Schulbetrieb, unſere Arbeit an den Schwach
ſinnigen aufs ſchwerſte gefährdet, wenn nicht unmöglich

Die Früchte einer jahrzehntelangen, durch die

für eine eingeführte Halleſche Wochenſchrift
zu vergeben.
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Geſchichte der Deutſchen Hilfsſchule feſtliegenden ſozial und
national bedeutungsvollen Arbeit werden unter einem ſol
chen Reichsſchulgeſetz nicht weiter reifen können.

Wir fordern, daß in einem „Entwuürf eines Geſetzes
pp.“ Beſtimmungen über die Hilfsſchule und ihrer Lehrer
in einem beſonderen Abſchnitt zuſammenzufaſſen ſind.

An den Vereinen

Jungdemokraten Halle.
Anſer „Bunter Abende findet am Mittwoch, den

25. November, abends 8 Ahr, im kleinen Thalia
ſaal ſtatt. Wir bitten alle Demokraten, Jungdemokra
en und Republikaner dieſes Vergnügen zu beſuchen Die

Veranſtaltung bringt Kabarett- Darbietungen mit an
ſchließendem Tanz. Programme ſind zum Preiſe von 75
Pfg. im Vorverkauf und zu Mark an der Abendkaſſe
zu haben. Karten im Vorverkauf ſind ab Dienstag, den
10. November, bei: Herrn Arthur Simonſohn, Gr. Stein
ſtraße 53, in der Geſchäftsſtelle der Deutſchen Demokrati-
ſchen Pattei, Leipzigerſtraße 21, 1. Stock, und bei Frau
Grauert, Reunhäuſer 3, zu erhalten. Wir bitten, möglichſt
ſchon die Programme im Vorverkauf zu beſorgen

Am vergangenen Dienstag fand unſere Reichstags
modellſitzung ſtatt, zu der unſere Freunde zahlreich erſchie
nen waren. Herr Renker hatte freundlichſt die Leitung der
Sitzung übernommen. Die einzelnen Referate zeigten,
daß in unſeren Jugendkreiſen ein reges Intereſſe an der
artigen Veranſtaltungen vorhanden iſt. Es ſprachen Ver
treter der deutſchnationalen, der völkiſchen, kommuniſti
ſchen, ſozialdemokratiſchen und volksparteipolitiſchen Rich
tung. Auch die Frauen hatten eine würdige Rednerin
gefunden, die ſelbſtverſtändlich die republikaniſchdemokra-
kiſche Anſicht vertrat. (Reichsſchulgeſetzentwurf.) Nach
Schluß der Modellſizung wurde der Wunſch ausgeſprochen,
ſolche Abende zu wiederholen

Die Kreistagsliſte
der D. D. P. im Kreiſe Bitterfeld.
Für den 24. Oktober hatte die Deutſche Demokratiſche

Partei in Holzweißig eine öffentliche Verſammlung
Feinberufen, die gut beſucht war. Gräfin Dohn a ſprach

über die innere und äußere politiſche Lage Deutſchlands
und Preußens. Jm Anſchluß daran referierte der Vor
ſiende des Kreisvereins, Kirſten Bitterfeld über die
Bedeutung der Provinziallandtags- und Kreistagswahlen
und gab zunächſt den Wahlvorſchlag der D. D. P. im Re

daß an 5. Stelle Kaufmann Friedrich Richter aus Bit-
terfeld ſteht. Eingehend verbreitete ſich der Redner über
die Aufgaben des Kreistages und Kreisausſchuſſes. Der
Kreistag hat den Haushaltsplan aufzuſtellen, den Ver
mögensbeſitz zu verwalten, die Beſoldung der Kreisbeamten
zu regeln, verſchiedene Ausſchüſſe zu wählen, von denen
der Kreisausſchuß der wichtigſte iſt, die Amtsvorſteherwahl
vorzunehmen, die Wohlfahrtspflege zu regeln, über Ge
biete der Jnduſtrie und Landwirtſchaft zu verhandeln,
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über Brotverſorgung, Verkehrsweſen, Wegeverhältniſſe,
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Selbſtverwaltung.
Wähler aller Parteirichtungen ſind hiermit eingeladen.

e e re e Partei in Holl.

Stéuern, Amiagen, Wohnungeba, Kreisbank, Arbeitsäm

ter, Siedlungsplän, e r u. a. Fragen zu be
ſchließen. Sodann gab er die Kreistagsliſte bekannt, die
die Namen von folgenden Kandidaten enthält 1. Stadt
rat Guſtav Dietrich-Bitterfeld, 2. Gemeindeoberſekretär
Meyer Holzweißig, 3. Tapeziermeiſter O. Krauſe Bitter
feld, A. Gewerkſchaftsſekretär M. PauliBitterfeld, 5. Kanz-

leiſekretär i. R. BönoldZörbig, 6. Kaufmann Emil Fiſcher
Bitterfeld, 7. Gaſtwirt Sparig-Gräfenhainichen, 8. Maſchi
niſt Karl HeerwaldBitterfeld, 9. Bahnhofsmeiſter Bal
zerGreppin, 10. Poſtbetriebsaſſiſtent i. R. Karl Siemang-
Bitterfeld, 11. Eiſenbahnbauinſpektor Becker-Bürgkemnitz,
12. Poſtſekrekär i. R. Bannicke-Salzfürth, 13. Kaufmann
Karl Anderſen-Bitterfeld, 14. Dachdeckermeiſter Karl
VoigtHolzweißig, 15. Arbeiter Bruno Schäfer Bitterfeld
und 16. Lehrer Friedrich ZimmerRamſin. Schließlich
ſprach Gemeindeoberſekretär Meyer Holzweißig noch über
verſchiedene Aufgaben des Kreistages und wies nach, aus
welchen Gründen die größte IJnduſtriegemeinde unſeres
Kreiſes Holzweißig unbedingt im Kreistag vertreten fein
müſſe. Da ſich niemand zu Worte meldete, ſchloß ſich eine

Ausſprache nicht an. F.
Weißenfels. Kürzlich fand hier eine große republika

niſche Kundgebung des Reichsbanners im überfüllten
Stadttheater ſtatt, an der 600 800 Perſonen teilnahmen.
Die Bühne war künſtleriſch mit den Reichsfarben ge
ſchmückt, gute muſikaliſche und rezitatoriſche Darbietungen
wechſelten ab. Die Hauptrede ſollte Reichskanzler a. D.
Scheidemann halten, der leider in letzter Minute abtele
graphieren mußte. Gräfin Dohna betonte in einer
Ausſprache die gemeinſamen Jdeale der im Reichsbanner
vereinigtenk Parteien und rief die Frauen zur Gründung
einer republikaniſchen Frauengruppe auf.

Republikaniſcher Frauenbund Halle.

Donnerstag, den 12. November, abends 8 Ahr, im
Gewerkſchaftshaus, Zimmer 1a, Mitgliederverſammlung
und Vortrag des Herrn Redakteur Habicht über das

S

e r für die Schriftleitung: Freda Marie Gräfin zu
Dohna; für den Anzeigenteil und Verlag Deutſche Demo

kratiſche Partei. Sämtlich in Halle.
Druck: Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitzſch.
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